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3. Instanz

Datum 26.02.2003

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 18. Oktober 2001 aufgehoben und die Berufung des klagenden
Landes gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nster vom 17. Oktober 2000
zurÃ¼ckgewiesen. Das klagende Land hat dem Beigeladenen dessen
auÃ�ergerichtliche Kosten zu erstatten. Im Ã�brigen findet keine Kostenerstattung
statt.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Erstattung eines Kostenanteils von 692,88 DM (=
354,26 EUR) fÃ¼r einen dem Beigeladenen vom VersorgungstrÃ¤ger gewÃ¤hrten
Zahnersatz.

Bei dem 1920 geborenen, bei der Beklagten gegen Krankheit versicherten
Beigeladenen sind als Folgen im Krieg erlittener SchÃ¤digungen mit einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von insgesamt 100 vH folgende
GesundheitsstÃ¶rungen anerkannt: "Totaler Zahnverlust im Oberkiefer. Verlust der
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ZÃ¤hne unten rechts 5 bis 8 und unten links 4 bis 7; Verformung der rechten
KieferhÃ¶hle. Arthrosis deformans beider Kiefergelenke mit Kieferklemme 2.
Grades; Erblindung des rechten Auges, starke Herabsetzung des SehvermÃ¶gens
des linken Auges" (Bescheid des Versorgungsamts Dortmund vom 25. Mai 1981).
Das klagende Land gewÃ¤hrte ihm auf den im Dezember 1997 vom behandelnden
Zahnarzt erstellten Heil- und Kostenplan, der eine Erneuerung des Zahnersatzes im
Oberkiefer voll und im Unterkiefer mit Ausnahme zweier Teleskopkronen auf den
ZÃ¤hnen 3 jeweils rechts und links vorsah, mit Bescheid vom 5. Februar 1998
Heilbehandlung als Sachleistung.

Mit der BegrÃ¼ndung, nur 21/26 der dem Zahnarzt vergÃ¼teten Gesamtkosten von
3.603,00 DM seien durch SchÃ¤digungsfolgen bedingt und 5/26 habe es nach Â§ 10
Abs 2 Bundesversorgungsgesetz (BVG) geleistet, forderte das Land mit Schreiben
vom 22. Juni 1998 von der Beklagten als TrÃ¤ger der gesetzlichen
Krankenversicherung fÃ¼r den Beigeladenen, den Betrag (in HÃ¶he der
Aufwendungen, die die Beklagte sonst als Leistung gewÃ¤hrt hÃ¤tte) von 692,88
DM zu erstatten, und erhob Klage, nachdem die Beklagte die Kostenerstattung
unter Berufung auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 8. Juni 1994 (3/1
RK 31/93 â�� SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 2) ablehnte.

In seinem klagabweisenden Urteil vom 17. Oktober 2000 hat das Sozialgericht (SG)
eine Erstattungspflicht der Beklagten verneint, weil der Ausschluss der Erstattung
nach Â§ 18c Abs 5 Satz 3 BVG stets greife, wenn die zu behandelnde
GesundheitsstÃ¶rung nach dem KausalitÃ¤tsgrundsatz der wesentlichen
Bedingung, die nach der Rechtsprechung des BSG (aaO SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 2)
auch bei kostenmÃ¤Ã�ig abgrenzbaren, technisch aber integrierten Teilen
einheitlicher Sachleistungen anzuwenden sei, als Folge einer SchÃ¤digung
verursacht sei. Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 18. Oktober 2001
das Urteil des SG "geÃ¤ndert" und die Beklagte verurteilt, dem klagenden Land
692,88 DM zu erstatten. Zur BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt:
Die Erstattungsregelung in Â§ 18c Abs 5 Satz 2 iVm Satz 3 BVG knÃ¼pfe an die
grundsÃ¤tzliche Verteilung der Heilbehandlungskosten im BVG an und sei Ausdruck
der subsidiÃ¤ren Leistungspflicht der Kriegsopferversorgung bei
NichtschÃ¤digungsfolgen (Â§ 10 Abs 2 iVm Â§ 10 Abs 7 Buchst d BVG). Als Folge
davon ergebe sich grundsÃ¤tzlich einheitlich bei dem jeweiligen Fall der
Heilbehandlung in AbhÃ¤ngigkeit von der wesentlichen MitursÃ¤chlichkeit
anerkannter SchÃ¤digungsfolgen, ob die Versorgungsverwaltung oder ggf die
Krankenkasse die Kosten zu tragen habe. Mit der ZustÃ¤ndigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 18c
Abs 1 BVG werde grundsÃ¤tzlich nur in den FÃ¤llen, in denen SchÃ¤digungsfolgen
nach der KausalitÃ¤tsnorm der wesentlichen Bedingung fÃ¼r die Versorgung
ursÃ¤chlich seien, auch die endgÃ¼ltige Kostentragung festgelegt, und zwar auch
dann, wenn die einheitliche Leistung Bestandteile enthalte, die Ã¼berwiegend aus
nichtschÃ¤digungsbedingten GrÃ¼nden erforderlich seien. Eine Ausnahme erfahre
dieser Grundsatz in den FÃ¤llen, in denen das Gesetz selbst die GrundsÃ¤tze der
Kostentragung nach Â§ 10 Abs 1 BVG verÃ¤ndere. Den Anspruch auf
Heilbehandlung modifiziere in diesem Sinne Â§ 18 Abs 6 BVG. Wenn danach dem
BeschÃ¤digten im Fall, dass er wegen des Verlustes weiterer ZÃ¤hne, fÃ¼r den kein
Anspruch auf Heilbehandlung nach dem Gesetz bestehe, einen erweiterten
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Zahnersatz anfertigen lasse, an Stelle der Leistung nach Â§ 11 Abs 1 Nr 4 BVG fÃ¼r
die Beschaffung eines Zahnersatzes wegen SchÃ¤digungsfolgen ein Zuschuss in
angemessener HÃ¶he gewÃ¤hrt werden kÃ¶nne, so erlaube diese Bestimmung
auch, eine ggf einheitliche Versorgung mit Zahnersatz kostenmÃ¤Ã�ig zu teilen.
Denn nach seinem Sinn und Zweck, wie er auch in der GesetzesbegrÃ¼ndung und
der zugehÃ¶rigen Verwaltungsvorschrift zum Ausdruck komme und in der Literatur
verstanden werde, liege Â§ 18 Abs 6 BVG der Rechtssatz zu Grunde, dass sich der
Anspruch auf Versorgung mit Zahnersatz abweichend von Â§ 10 Abs 1 BVG
grundsÃ¤tzlich auf die Versorgung mit ZÃ¤hnen beschrÃ¤nke, bei der die den
Versorgungsanspruch auslÃ¶senden GesundheitsstÃ¶rungen als Folge einer
SchÃ¤digung anerkannt oder durch eine anerkannte SchÃ¤digungsfolge verursacht
seien.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte eine Verletzung von Â§
10 Abs 1 und 2, Â§ 11 Abs 1 Satz 1 Nr 4 und Â§ 18 Abs 6 sowie von Â§ 18c Abs 1
und Abs 5 Satz 2 und 3 BVG. Sie trÃ¤gt vor, die mÃ¶gliche Kostenaufteilung, die
einem Ausschluss der Erstattungspflicht nach Â§ 18c Abs 5 Satz 3 BVG
entgegenstehen kÃ¶nne, komme hier nicht in Betracht. Ausgehend von der
Rechtsprechung des BSG (Urteile des 3. Senats vom 22. August 2001 â�� B 3 KR
9/00 R â�� SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 4 und vom 8. Juni 1994 â�� 3/1 RK 3/93 â�� SozR
3-3100 Â§ 18c Nr 2) habe es sich zum einen bei dem hier in Rede stehenden
"Zahnersatz" nicht um eine teilbare Leistung gehandelt; schon der Heil- und
Kostenplan sei fÃ¼r die Sachleistung als Ganzes erstellt worden, und die
angefallenen Kosten lieÃ�en sich nicht im Einzelnen auf jeden zu ersetzenden Zahn
aufteilen; darÃ¼ber hinaus sei die Unterkieferprothese auch auf einer einheitlichen
metallenen Unterkonstruktion befestigt worden, die die Leistung technisch
untrennbar und eine exakte Kostenaufteilung auf die einzelnen ZÃ¤hne unmÃ¶glich
mache. Zum anderen seien die SchÃ¤digungsfolgen angesichts des VerhÃ¤ltnisses
von schÃ¤digungsbedingt verlorenen ZÃ¤hnen zu seinerzeit verbliebenen ZÃ¤hnen
als wesentliche Bedingung fÃ¼r die notwendige Versorgung mit Zahnersatz
anzusehen. Eine zumindest kostenmÃ¤Ã�ige Teilbarkeit lasse sich im vorliegenden
Fall auch nicht aus Â§ 18 Abs 6 BVG ableiten, weil diese Norm auf den Fall des
schwerbeschÃ¤digten Beigeladenen nicht anwendbar sei; bei ihm erstrecke sich der
Anspruch auf Zahnersatz auf Grund seines umfassenden Heilbehandlungsanspruchs
nach Â§ 10 Abs 1 iVm Abs 2 BVG nicht nur auf die schÃ¤digungsbedingten
Zahnverluste, mithin sei die Versorgungsverwaltung an einer Auftragserteilung auch
bezÃ¼glich der nicht schÃ¤digungsbedingten BeeintrÃ¤chtigungen nicht gehindert.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. Oktober 2001
aufzuheben und die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nster vom
17. Oktober 2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Das klagende Land beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.
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Es hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, die
Auffassung der RevisionsklÃ¤gerin hÃ¤tte zur Folge, dass in FÃ¤llen der
vorliegenden Art die Frage, ob die Krankenkasse an den Kosten des Zahnersatzes
zu beteiligen sei, von der behandlungstechnischen Vorgehensweise des
behandelnden Zahnarztes abhÃ¤ngig wÃ¤re. Im Ã�brigen sei nicht nachvollziehbar,
warum Â§ 18 Abs 6 BVG nur bei solchen BeschÃ¤digten anwendbar sein solle, die
nicht zugleich SchwerbeschÃ¤digte seien. Denn auch SchwerbeschÃ¤digte hÃ¤tten
Anspruch auf Heilbehandlung fÃ¼r nicht als SchÃ¤digungsfolgen anerkannte
GesundheitsstÃ¶rungen nur, wenn nicht ein Ausschlusstatbestand nach Â§ 10 Abs 7
BVG gegeben sei, insbesondere kein SozialversicherungstrÃ¤ger zu einer
entsprechenden Leistung verpflichtet sei (Â§ 10 Abs 7 Buchst d BVG).

Der Beigeladene erklÃ¤rt, sich nicht zur Sache Ã¤uÃ�ern und keinen Antrag stellen
zu wollen.

II

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Sie ist entgegen der
Auffassung des LSG nicht verpflichtet, dem klagenden Land anteilige Kosten des
beim Beigeladenen vorgenommenen Zahnersatzes zu erstatten. Der geltend
gemachte Erstattungsanspruch besteht nicht. Zwar sind die Voraussetzungen des 
Â§ 18c Abs 5 Satz 2 BVG erfÃ¼llt; es greift jedoch der Ausschlussgrund des Â§ 18c
Abs 5 Satz 3 BVG ein. Ein Anspruch nach den allgemeinen Erstattungsregelungen
der Â§Â§ 104, 105 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) scheidet aus.

1. Nach Â§ 18c Abs 5 Satz 2 BVG ist ein anderer Ã¶ffentlich-rechtlicher
LeistungstrÃ¤ger, der eine Sachleistung, eine Zuschuss- oder sonstige Geldleistung
oder eine mit einer Zuschussleistung fÃ¼r den gleichen Leistungszweck
verbundene Sachleistung nicht erbringt, weil bereits auf Grund dieses Gesetzes eine
Sachleistung gewÃ¤hrt wird, erstattungspflichtig, soweit er sonst Leistungen
gewÃ¤hrt hÃ¤tte.

Dieser Fall liegt hier vor. Wenn ihm der VersorgungstrÃ¤ger nicht Zahnersatz als
Sachleistung gewÃ¤hrt hÃ¤tte, hÃ¤tte der Beigeladene die Beklagte â�� was
zwischen ihr und dem klagenden Land auch unstreitig ist â�� gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs 1
Satz 1 Nr 4 iVm Â§ 27 Abs 1 Satz 1 und Satz 2 Nr 2 sowie Â§ 30 Abs 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) in der bis 31. Dezember 1998 geltenden
Fassung des Gesundheitsstrukturgesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl I, 2266)
auf Leistung eines Zuschusses bei Zahnersatz in Anspruch nehmen kÃ¶nnen. Dass
der Beigeladene die GewÃ¤hrung dieser Leistung bei der Beklagten nicht beantragt
hat, steht dem in Â§ 18c Abs 5 Satz 2 BVG als Ausgleichsanspruch zwischen
Ã¶ffentlich-rechtlichen LeistungstrÃ¤gern geregelten Erstattungsanspruch des
VersorgungstrÃ¤gers nicht entgegen (BSG Urteile vom 16. Dezember 1976 â�� 10
RV 201/75 â�� SozR 3100 Â§ 18c Nr 3, vom 13. Juli 1977 â�� 3 RK 84/76 â�� BSGE
44, 133, 135 f = SozR 1500 Â§ 31 Nr 1 und â�� 3 RK 3/77 â�� SozR 3100 Â§ 18c Nr
6 sowie vom 30. Mai 1978 â�� 1 RA 81/77 â�� SozR 3100 Â§ 18c Nr 9 â�� jeweils
zur gleich lautenden VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 18c Abs 6 Satz 2 BVG).
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2. Die Erstattungspflicht besteht nach Â§ 18c Abs 5 Satz 3 BVG jedoch ua dann
nicht, "wenn die zu behandelnde GesundheitsstÃ¶rung als Folge einer SchÃ¤digung
anerkannt ist oder durch eine anerkannte SchÃ¤digungsfolge verursacht worden
ist".

Dieser Ausschlussgrund ist hier gegeben. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob beim
Beigeladenen der Verlust der weiteren ZÃ¤hne in einem ursÃ¤chlichen
Zusammenhang mit den anerkannten SchÃ¤digungsfolgen steht. Denn auch dann,
wenn man allein auf den Unterkiefer abstellt, ist dessen Versorgung mit Zahnersatz
zum einen wesentlich durch anerkannte SchÃ¤digungsfolgen mitverursacht; zum
anderen ist von einer einheitlichen Behandlung auszugehen, bei der sich der Ersatz
derjenigen ZÃ¤hne, deren Verlust nicht als SchÃ¤digungsfolge anerkannt ist,
sachlich und rechnerisch nicht abgrenzen lÃ¤sst. Daher umfasst der
Heilbehandlungsanspruch des Beigeladenen, an den der Ausschlusstatbestand des 
Â§ 18 Abs 5 Satz 3 BVG anknÃ¼pft, den geltend gemachten (Mehr)aufwand fÃ¼r
den Ersatz dieser ZÃ¤hne selbst dann, wenn ihr Verlust in keinem ursÃ¤chlichen
Zusammenhang zu den anerkannten SchÃ¤digungsfolgen steht.

a) Wie bereits aus dem Vergleich des Wortlauts dieser Vorschrift mit dem des Â§ 10
Abs 1 BVG ersichtlich, stellt der angefÃ¼hrte Ausschlusstatbestand des Â§ 18c Abs
5 Satz 3 BVG darauf ab, dass der VersorgungstrÃ¤ger dem BeschÃ¤digten die
Heilbehandlung nach Â§ 10 Abs 1 BVG schuldet. Nach Â§ 10 Abs 1 Satz 1 BVG
besteht ein Anspruch des BeschÃ¤digten auf Heilbehandlung fÃ¼r
GesundheitsstÃ¶rungen, die als SchÃ¤digungsfolge anerkannt oder durch eine
anerkannte SchÃ¤digungsfolge verursacht sind. Die nach Â§ 10 BVG zu
gewÃ¤hrende Heilbehandlung umfasst ua die Versorgung mit Zahnersatz (Â§ 11
Abs 1 Satz 1 Nr 4 BVG).

b) Unerheblich ist insoweit, dass das klagende Land durch Bescheid des
Versorgungsamts vom 5. Februar 1998 an den Beigeladenen ua entschieden hat,
die Versorgung mit Zahnersatz werde nach Â§ 10 Abs 1 BVG fÃ¼r den als
SchÃ¤digungsfolge anerkannten Zahnschaden und wegen der nicht als Folge einer
SchÃ¤digung anerkannten ZahnschÃ¤den nach Â§ 10 Abs 2 BVG gewÃ¤hrt. An
diesen ausschlieÃ�lich an den beigeladenen Versorgungsberechtigten gerichteten
Bescheid â�� Ã¼ber den die Beklagte lediglich mit Schreiben des Versorgungsamts
vom 6. Februar 1998, in dem ein Erstattungsanspruch nach Â§ 18c Abs 5 Satz 2
BVG angemeldet wurde, unterrichtet worden ist â�� ist der im
Verwaltungsverfahren nicht beteiligte TrÃ¤ger der Krankenversicherung nicht
gebunden (vgl auch BSG Urteil vom 22. Juni 1977 â�� 10 RV 29/76 â�� SozR 3100
Â§ 18c Nr 5).

c) Zwar haben SchwerbeschÃ¤digte unter den Voraussetzungen des Â§ 10 Abs 2
BVG auch Anspruch auf Heilbehandlung fÃ¼r GesundheitsstÃ¶rungen, die nicht als
SchÃ¤digungsfolge anerkannt sind. Solche Leistungen werden aber vom Ausschluss
der Erstattung in Â§ 18c Abs 5 Satz 3 BVG nur erfasst, wenn die behandelte
GesundheitsstÃ¶rung weder SchÃ¤digungsfolge ist noch durch SchÃ¤digungsfolgen
verursacht wurde. Im VerhÃ¤ltnis der LeistungstrÃ¤ger untereinander bestimmt
diese Vorschrift mithin, dass â�� ungeachtet der Regelung Ã¼ber die
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ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung von Leistungen in Â§ 18c Abs 1 bis 3 BVG,
wonach die Versorgungsverwaltung fÃ¼r die hier in Rede stehende Leistung
zustÃ¤ndig ist â�� die Kosten fÃ¼r die Behandlung von SchÃ¤digungsfolgen der
Versorgungsverwaltung zur Last fallen sollen, die Kosten fÃ¼r die Behandlung von
NichtschÃ¤digungsfolgen hingegen in erster Linie anderen Ã¶ffentlich-rechtlichen
LeistungstrÃ¤gern (BSG Urteile vom 16. Dezember 1976 â�� 10 RV 201/75 â�� 
SozR 3100 Â§ 18c Nr 3 S 9 f mwN, vom 22. Juni 1977 â�� 10 RV 29/76 â�� SozR
3100 Â§ 18c Nr 5, S 13 f, vom 30. Mai 1978 â�� 1 RA 81/77 â�� SozR 3100 Â§ 18c
Nr 9, S 25 â�� jeweils zur VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 18c Abs 6 Satz 2 und 3, im
Ergebnis ebenso BSG Urteile vom 8. Juni 1994 â�� 3/1 RK 31/93 â�� SozR 3-3100 Â§
18c Nr 2, S 7 und vom 22. August 2001 â�� B 3 KR 9/00 R â�� SozR 3-3100 Â§ 18c
Nr 4, S 17 f). Wenn ein Anspruch des BeschÃ¤digten auch gegen einen anderen
Ã¶ffentlich-rechtlichen LeistungstrÃ¤ger besteht, kommt es fÃ¼r die Frage, ob die
Kosten einer vom VersorgungstrÃ¤ger erbrachten Leistung nach Â§ 18c Abs 5 Satz
2 und 3 BVG (endgÃ¼ltig) vom VersorgungstrÃ¤ger zu tragen sind, daher darauf
an, ob die Leistung gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs 1 BVG geschuldet war.

d) Die durch den Zahnersatz behandelten GesundheitsstÃ¶rungen waren insgesamt
iS des Â§ 10 Abs 1 Satz 1 BVG als SchÃ¤digungsfolgen anerkannt oder durch eine
anerkannte SchÃ¤digungsfolge verursacht. Davon sind auch die Vorinstanzen â��
allerdings ohne nÃ¤here Feststellungen â�� ausgegangen.

aa) Hinsichtlich des Zahnersatzes fÃ¼r den Oberkiefer folgt dies bereits daraus,
dass insoweit ein "totaler Zahnverlust" als SchÃ¤digungsfolge anerkannt ist.

bb) Die Notwendigkeit des Zahnersatzes fÃ¼r den Unterkiefer wiederum ist, auch
getrennt gesehen, wesentlich schÃ¤digungsbedingt (zur im Versorgungsrecht
geltenden Ursachentheorie der wesentlichen Bedingung vgl ua Urteile des BSG vom
8. August 1974 â�� 10 RV 209/73 â�� SozR 3610 Â§ 4 Nr 1, vom 16. MÃ¤rz 1978
â�� 10 RV 29/77 â�� SozR 3100 Â§ 18 Nr 5 und vom 8. Juni 1994 â�� 3/1 RK 31/93
â�� SozR 3-3100 Â§ 18c Nr 2; Rohr/StrÃ¤Ã�er/Dahm, BVG-Komm, Â§ 10 Anm 2,
Stand: September 2001, Anm 6, Stand: MÃ¤rz 2000). Denn die Mehrzahl der durch
den Zahnersatz zu ersetzenden ZÃ¤hne ist schÃ¤digungsbedingt verloren: der
Verlust von acht ZÃ¤hnen (5, 6, 7 und 8 rechts; 4, 5, 6, 7 links) ist als
SchÃ¤digungsfolge anerkannt, von den restlichen ZÃ¤hnen sind noch zwei,
nÃ¤mlich die ZÃ¤hne 3 links und rechts, vorhanden und dienen mittels der fÃ¼r sie
gefertigten Teleskopkronen der Unterkieferprothese als Halteelemente. Angesichts
dieser Relation kann dahinstehen â�� was im vorliegenden Verfahren noch nicht
nÃ¤her erÃ¶rtert wurde â�� ob nicht auch der (bisher) nicht als SchÃ¤digungsfolge
anerkannte Verlust der Ã¼brigen (sechs) ZÃ¤hne im Unterkiefer in Wahrheit
schÃ¤digungsbedingt ist.

cc) Etwas anderes kÃ¶nnte sich allenfalls dann ergeben, wenn ein Zahnersatz fÃ¼r
den Unterkiefer auch getrennt einerseits fÃ¼r schÃ¤digungsbedingt, andererseits
fÃ¼r nicht schÃ¤digungsbedingt verlorene ZÃ¤hne hÃ¤tte angefertigt werden
kÃ¶nnen.

Nach der Rechtsprechung des BSG umfasst der Heilbehandlungsanspruch nach Â§
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10 Abs 1 BVG den durch schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige GesundheitsstÃ¶rungen
bedingten Mehraufwand der schÃ¤digungsbedingten Behandlung nur, wenn die als
Heilbehandlung gewÃ¤hrte Gesamtleistung unteilbar ist; letzteres hÃ¤ngt nicht von
der Art der DurchfÃ¼hrung der Behandlung, sondern davon ab, ob eine sachliche
und rechnerische Abgrenzung ausscheidet (vgl BSG Urteile vom 16. MÃ¤rz 1978 â��
10 RV 29/77 â�� SozR 3100 Â§ 18 Nr 5, vom 8. Juni 1994 â�� 3/1 RK 31/93 â�� SozR
3-3100 Â§ 18c Nr 2 und vom 22. August 2001 â�� B 3 KR 9/00 R â�� SozR 3-3100
Â§ 18c Nr 4 zur Versorgung mit Hilfsmitteln durch den VersorgungstrÃ¤ger; vgl auch
BSG Urteile vom 5. April 1974 â�� 9 RV 54/73 â�� SozR 3100 Â§ 19 Nr 1 und vom
24. MÃ¤rz 1977 â�� 10 RV 71/76 â�� SozR 3100 Â§ 19 Nr 4 â�� zum Ersatzanspruch
der Krankenkasse, wenn nur der Mehraufwand fÃ¼r eine von der Krankenkasse
geschuldete Leistung schÃ¤digungsbedingt ist). Jedoch ist im vorliegenden Fall
nicht geltend gemacht noch ersichtlich, dass die KaufÃ¤higkeit des Beigeladenen an
Stelle der vorgenommenen einheitlichen prothetischen Versorgung seines
Unterkiefers auch durch voneinander abgrenzbare Zahnersatzleistungen hÃ¤tte
hergestellt bzw erhalten werden kÃ¶nnen. Weiterer Ermittlungen bedurfte es
insoweit nicht (zu den Grenzen der Ermittlungspflicht im sozialgerichtlichen
Verfahren vgl BSG Urteil vom 25. April 2002 â�� B 11 AL 65/01 R â�� BSGE 89, 243,
247 mwN).

3. Â§ 18 Abs 6 BVG Ã¤ndert â�� entgegen der Rechtsansicht des LSG â�� an dem in
Anwendung des Â§ 18c Abs 5 Satz 2 iVm Â§ 10 Abs 1 BVG gewonnenen Ergebnis
nichts. Die Vorschrift hat folgenden Wortlaut:

"An Stelle der Leistung nach Â§ 11 Abs 1 Nr 4 kann dem BeschÃ¤digten fÃ¼r die
Beschaffung eines Zahnersatzes wegen SchÃ¤digungsfolgen ein Zuschuss in
angemessener HÃ¶he gewÃ¤hrt werden, wenn er wegen des Verlustes weiterer
ZÃ¤hne, fÃ¼r den kein Anspruch nach diesem Gesetz besteht, einen erweiterten
Zahnersatz anfertigen lÃ¤sst."

Es geht dabei zum einen um eine Ermessensleistung ("kann"), zum anderen um
einen Zuschuss an Stelle einer Sachleistung fÃ¼r eine Heilbehandlung (in Gestalt
von Zahnersatz), die vom gesetzlichen Heilbehandlungsanspruch des
BeschÃ¤digten (nach Â§ 10 Abs 1 und 2 BVG) nicht umfasst wird (so auch Wilke,
Soziales EntschÃ¤digungsrecht, Komm zum BVG, 7. Aufl 1992, Â§ 11 RdNr 35).
Letzteres ergibt sich aus der Formulierung "wegen des Verlustes weiterer ZÃ¤hne,
fÃ¼r die kein Anspruch nach diesem Gesetz besteht". Damit erfasst die Regelung
nicht den Fall, dass â�� wie beim Beigeladenen â�� bereits nach Â§ 10 Abs 1 BVG
Zahnersatz auch fÃ¼r einen (mÃ¶glicherweise) nicht schÃ¤digungsbedingten
Zahnersatz zu leisten ist. FÃ¼r eine LÃ¶sung, wonach dieser Anspruch dem Grunde
nach eingeschrÃ¤nkt werde, indem das KausalitÃ¤tsprinzip der wesentlichen
Bedingung nicht gelten solle (so Doering, VersorgB 1984, 112, 113; zustimmend
wohl auch Wilke, aaO, Â§ 10, RdNr 7), findet sich im Gesetz keine StÃ¼tze. Anders
als das LSG meint, lassen auch die Gesetzesmaterialien zur EinfÃ¼hrung dieser
Regelung als Â§ 18 Abs 4 BVG durch Art 1 Nr 13 des Dritten Gesetzes zur
Ã�nderung des Kriegsopferrechts (Drittes Neuordnungsgesetz-KOV â�� 3. NOG-
KOV) vom 28. Dezember 1966 (BGBl I, 750) keinen dahingehenden Willen des
Gesetzgebers erkennen.
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Die von Â§ 18 Abs 6 BVG erfassten Fallgestaltungen zeichnen sich dadurch aus,
dass "zu den schÃ¤digungsbedingten Zahnverlusten weitere Zahnverluste
hinzugetreten sind, der Anspruch auf Zahnersatz sich aber nur auf die
schÃ¤digungsbedingten Verluste beschrÃ¤nkt" (so ausdrÃ¼cklich die BegrÃ¼ndung
zu Art 1 Nr 13 3. NOG-KOV, vgl Regierungsentwurf, BT-Drucks V/1012, S 25 sowie
Bericht des Abgeordneten Maucher zu BT-Drucks V/1216, S 4), dh der
schÃ¤digungsbedingte Zahnverlust ist nicht die wesentliche Ursache fÃ¼r den
insgesamt notwendigen Zahnersatz, und fÃ¼r den nicht schÃ¤digungsbedingten
Zahnersatz besteht auch kein Anspruch nach Â§ 10 Abs 2 BVG. In diesen FÃ¤llen
erfolgt der sog erweiterte Zahnersatz im Sinne des Â§ 18 Abs 6 BVG "wegen" des
nicht schÃ¤digungsbedingten Verlustes der weiteren ZÃ¤hne. Die
Zuschussregelung ermÃ¶glicht eine anteilige Leistung fÃ¼r den mitversorgten
schÃ¤digungsbedingten Zahnverlust bei einer nicht wesentlich durch
SchÃ¤digungsfolgen bedingten einheitlichen Gesamtleistung, die der
VersorgungstrÃ¤ger als Sachleistung nicht erbringen kann. Die
Verwaltungsvorschrift Nr 5 zu Â§ 18 Abs 6 BVG, wonach in diesem Fall eine
Kostenaufteilung im VerhÃ¤ltnis der Zahl der schÃ¤digungsbedingt zu ersetzenden
zu der Zahl der insgesamt zu ersetzenden ZÃ¤hne zu erfolgen habe, lÃ¤sst sich
demzufolge nicht â�� wie das LSG meint â�� auf die vorliegende Fallgestaltung
Ã¼bertragen, bei der der erweiterte Zahnersatz bereits vom gesetzlichen
Heilbehandlungsanspruch umfasst ist.

4. Der Senat lÃ¤sst dahinstehen, ob Â§ 18c Abs 5 Satz 2 und 3 BVG als
abweichende Regelung iS von Â§ 37 Sozialgesetzbuch Erstes Buch den Â§Â§ 104,
105 SGB X vorgeht (zum KonkurrenzverhÃ¤ltnis der genannten Vorschriften vgl BSG
Urteil vom 25. April 1984 â�� 8 RK 25/82 â�� SozR 3100 Â§ 18c Nr 18;
Rohr/StrÃ¤Ã�er/Dahm aaO, Â§ 18c Anm 4, Stand: Juni 2002). Denn die
Versorgungsverwaltung hat jedenfalls â�� wie sich aus den vorstehenden
AusfÃ¼hrungen ergibt â�� den Zahnersatz weder als nachrangiger noch als
unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger gewÃ¤hrt.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs 1 SGG.

Erstellt am: 19.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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